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„Wir brauchen einen langen Atem … 
wenn wir etwas für die kleinen und mittleren Bauern erreichen wollen“

Liebe Leserin, lieber Leser,

auf vielen Bauernhöfen rumort es. Die 
geplan ten Abschaffungen der Dieselsteuer-
entlastung und Fahrzeugsteuerbefreiung für 
land- und forstwirtschaft liche Geräte bringt 
das Fass zum Überlaufen und viele Bauern 
auf die Straße. Damit stehen sie nicht al-
lein. Hafenarbeiter, Stahlarbeiter und andere 
Großbetriebsbelegschaften kämpfen um den 
Erhalt ihrer Arbeitsplätze, Lokführer der Bahn 
streiken für Einkommen und Arbeitsplätze, 
Lkw-Fahrer stemmen sich gegen auferlegte 
Lasten durch die Maut, Gastwirte protestieren 
gegen die Erhöhung der Mehrwertsteuer. Das 
kann den Weg zu einem breiten Kampfbünd-
nis von Arbeitern, Angestellten und der Masse 
der Bauern eröffnen. Aber um ein solches zu 
spalten werden in den Massenmedien Lügen 
aufgetischt, als würde jede der gesellschaftli-
chen Bevölkerungsgruppen egoistisch für ihre 

Privilegien kämpfen. Die eigentlichen Pro� -
teure und Ausbeuter aus dem internationalen 
Finanzkapital sind die wahren Herrscher im 
Land. Ihnen zu Diensten agieren die Medien, 
Regierungen und auch der Deutsche Bauern-
verband (DBV). Wenn der DBV auf die Straße 
ruft, sollte sich jeder fragen: gegen wen, für 
wen und für was er eigentlich kämpfen soll. 
Der DBV vertritt an erster Stelle die Interessen 
von Großagrariern, Agrarindustrie und Handel. 
Die Masse der Bauern sind Beitragszahler. Sie 
werden nur gerufen, um die Kastanien für die 
Großen aus dem Feuer zu holen. Hat der Mohr 
seine Schuldigkeit getan, wird er nach Hause 
geschickt. Ein Kampf hat nur dann Perspektive, 
wenn er gemeinsam mit der Masse der Aus-
gebeuteten und Unterdrückten geführt wird.

In dem Sinne wünscht die Rebellische Land-
stimme ein erfolgreiches kämpferisches Jahr 
2024. 

Von wegen Privilegien ...
Allein schon der Begriff  „Steuerver-
günstigungen“  ist schlicht gelogen. Von 
Vergünstigung kann die Masse der klei-
nen und mittleren Familienbetriebe nur 
träumen. Wenn es nach vielen von ihnen 
ginge, würden sie lieber von ihrer Hände 
Arbeit leben, statt von Subventionen. So 
wohlwollend waren die Steuerentlastun-
gen nie gedacht: „Als unsere BDM-Bäue-
rinnen vor einigen Jahren tagelang vor dem 
Kanzleramt campiert haben, hat man die 
Agrardieselbeihilfe damals quasi als Beru-
higungspfl aster genutzt“, erklärt der Vor-
sitzende des Bundesverbands Deutscher 
Milchviehhalter (BDM), Karsten Hansen. 
Klein- und Nebenerwerbsbetriebe er-
hielten im Wirtschaft sjahr 2020/21 im 
Durchschnitt eine Erstattung von 874 
Euro auf die gezahl-

Fortsetzung auf S. 2

Zum Auftakt der Aktionswoche beteiligten sich Landwirte mit 100 000 Traktoren. Die Mehrheit waren Klein- und Mittelbauern, 
deren Existenz durch die Regierungsbeschlüsse am meisten bedroht wird.
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Fortsetzung von S. 1
te Energiesteuer für ihren Dieselver-
brauch. Großbetriebe in Form juri-
stischer Personen in Ostdeutschland 
kamen hingegen durchschnittlich auf 
eine Steuererstattung von 26 620 Euro. 
Dabei nutzen viele kleine Höfe ältere 
Traktoren mit weniger Verbrauch und 
ausrangierte Lkw-Anänger mit der 
grünen Nummer. Fallen Steuerbefrei-
ungen weg, müssten sie mehr Steuern 
oder TÜV zahlen, als die Geräte wert 
sind. Dazu kommen noch eine Reihe 
weiterer sozialer Belastungen für die 
kleineren Höfe: Umbau von Anbinde- 
und Kombihaltung hin zu Laufställen, 
macht mindestens eine Million Euro. 
Die Erhöhung der Beiträge für Kran-
kenkasse und Rentenversicherung und 
anderes machen für Großbetriebe ei-
nen Klacks aus. Bei den kleinen kann 
das schon die Schwelle zur Betriebs-
aufgabe bedeuten.  

Warum das Fass  
überläuft
Seit einem Jahr fallen die Erzeuger-
preise auf ein Niveau von 2021, wäh-
rend die Lebensmittelpreise weiter 
steigen. Die Differenz bei der Milch, 
die sich Molkereien und Handel ein-
stecken hat sich dadurch von früher 35 

Cent auf rund 60 Cent fast verdoppelt. 
Dieser Raibach lässt sich nicht mit hö-
heren Energiekosten usw. begründen. 
Ein Familienbetrieb mit Milchvieh 
und 80 Kühen dagegen hat 10 Cent je 
Liter oder rund 64 000 Euro verloren. 
Kleine und mittlere Familienbetriebe 
werden zunehmend zur Aufgabe ge-
zwungen.

Vorsicht vor falschen  
Freunden!
Bauernverbandspräsident Rukwied 
wettert gegen die Ampel. Kein Wort 
gegen die CDU/CSU, die genauso 
Dienstleister der Großkonzerne sind. 
Kein Wort gegen die Preistreiber. Ein 
gefährliches Spiel mit dem Feuer. Man 
sollte den Blick über die Grenzen nach 
Frankreich, Italien oder Niederlande 
heben, wo Ultrarechte und Faschisten 
Massenproteste für ihre braune Ideo-
logie missbrauchen. Elmar Hannen, 
Milchbauer aus Kleve warnt, dass der 
DBV die Bauern in die Hände von 
Rechten und Faschisten in der AfD 
und deren Umfeld treibt. Querden-
ker und Coronaleugner wittern rechte 
Morgenluft. Verwirren und Spalten ist 
ihr schmutziges Geschäft und damit 
dienen sie den Interessen des Großka-

pitals von ganz rechts außen. Dagegen 
gilt: Wehret den Anfängen! 

Kämpfen mit Perspektive
Deshalb empfehlen wir, in den kom-
menden Wochen sich mit allen zu-
sammen zu schließen, auf die heute 
die Krisenlasten abgewälzt werden. 
Solidarität mit den Lokführern, den 
Arbeitern der Großbetriebe und der 
kämpferischen Umweltbewegung. 
Lernen wir, gegenseitig aufeinander 
zuzugehen. Protest ja, aber nicht blind 
hinter Rechten herlaufen. Genau prü-
fen, wer was im Schilde führt. 
Für eine fortschrittliche kämpferi-
sche Opposition! 
Die Agrarplattform im Internatio-
nalistischen Bündnis schlägt vor mit 
folgenden Forderungen öffentlich zu 
protestieren.

  �Erhöhung der Erzeugerpreise, 
Senkung der Verbraucherpreise, 
auf Kosten der Agrar- und Han-
delskonzerne!

  �Umweltsteuer entsprechend dem 
Umsatz/Vermögen und nach An-
teil der Umweltzerstörung für alle 
Konzerne und Superreichen!

Wortbruch in Sachen  
Anbinde- und Kombihaltung
Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung sah die 
Beendigung der ganzjährigen Anbindehaltung in spätestens 
zehn Jahren vor. Im vorliegenden Referentenentwurf zur 
Novellierung des Tierschutzgesetzes soll in fünf Jahren 
Schluss sein. Selbst eine Kombihaltung mit mindestens 
120-tägiger Weidehaltung sowie Auslaufmöglichkeiten 
im Winter, soll verboten werden. Ausnahmen sind 
vorgesehen für Betriebe, die weniger als 50 Rinder halten, 
die älter als sechs Monaten sind. Der Haken ist, dass bei 

einem Besitzwechsel des 
Betriebs diese Regelung 
nicht mehr gilt. Viele Höfe 
stehen in den nächsten 
Jahren vor der Übergabe 
an Hofnachfolgerinnen 
und -nachfolger. 

Eine Politik für die  
Menschen ...

Eine Landfrau sagte auf der Demonstration am 9. Ja-
nuar in Wesel: „Wir wollen eine Politik für die Men-
schen!“ Wer wollte das nicht?
Wie soll das im Kapitalismus, wo der Profit an obers
ter Stelle steht, funktionieren? Eine Politik, wo der 
Mensch im Mittelpunkt steht, verlangt die Abschaf-
fung jeglicher Ausbeutung von Mensch und Natur. 
Zur Perspektive der Proteste der kleinen und mitt-
leren Familienbetriebe gehört die offene Diskussion 
über eine sozialistische Alternative. Dazu gehört die 
kritische Auseinandersetzung über die Erfahrungen, 
die Erfolge wie auch die Fehler in den ersten Versu-
chen in der Vergangenheit und was man daraus ler-
nen kann.
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Die geheuchelte Überraschung 
Manche honorieren, dass der Bundes-
landwirtschaft sminister sich den pro-
testierenden Bauern in Berlin gestellt 
hatte. Aber sie nehmen ihm nicht ab, 
dass er von den Plänen nichts gewusst 
haben wollte. Der Angriff  wurde si-
cherlich in Hinterzimmern des herr-
schenden Finanzkapitals ausgeheckt. 
Aber er wurde lange vorbereitet. Ge-
nau das was jetzt die Ampel vorhat 
wurde schon im Wortlaut erstmals im 
März (!) über den Bundesrechnungshof 
bekannt gemacht. Darüber berichtete 
die Fernsehsendung „Unser Land“ am 
17. 3. 2023 des BR. Der Bundesrech-
nungshof gilt als ein scheinbar neutra-
les Verfassungsorgan. Der Präsident ist 
Spitzenfunktionär der CDU und sein 
Stellvertreter ist einer von der FDP. 

Viele denken, der Deutsche Bauernverband ist die Inter-
essensvertretung der Bauern. Wenn dem so wäre, hätten 
die Klein- und Mittelbauern die Mehrheit über die Rich-
tung und Entscheidungen. So ist es aber nicht. Der Bau-
ernverband ist in erster Linie Sprachrohr der größten 
Agrarmonopole und Großagrarier in Deutschland. Dort 
ist neben den Landesverbänden auch der Deutsche Rai-
ff eisenverband ordentliches Mitglied. Und über diesen 
sind alle Agrarkonzerne in die Entscheidungsstruktur des 
DBV eingebunden, da runter darunter der größte deutsche 

Molkereikonzern (DMK) Deutsches Milchkontor, oder 
Südzu cker und andere. Der LSV entstand 2019 aus einer 
Oppositionsbewegung, die Opposition zur Führung des 
Bauernverbandes, und hat sich in verschiedene Zweige 
aufgespalten. Darunter mischen auch rechte Kräft e mit, 
denen der Bauernverband nicht rechts genug ist. Zwischen 
DBV und LSV wurde das Tischtuch nie zerschnitten. LSV 
agiert meist als die Kampft ruppe des DBV an dessen langer 
Leine. Beide vereint ihre nationalistische und antikommu-
nistische weltanschauliche Ausrichtung. 

DBV und sein verlängerter Arm LSV

Ahnungsloser Minister? Cem Özdemir im Gespräch mit Milchbauern im September in Kiel

Über ein solches Organ veröff entlichen 
die herrschenden Monopole ihre Richt-
linien für die Führung der Staatskasse, 

die dann von den Regierungsparteien 
gehorsam umgesetzt werden.   
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Wir haben es satt! 
Demo Berlin
Am 20. Januar 2024, ab 12 
Uhr, Willy-Brandt-Haus Berlin 
� ndet auch in diesem Jahr 
diese Demonstration statt. 
Der Aufruf bringt mehr als 
früher die Belange von kleinen und 
mittleren Familien  betrieben zum 
Ausdruck. 
Er tritt für mehr Tier- und Klima-
schutz und den Erhalt vieler Höfe“ 
ein.
Umweltbewegung und Bewegung 
von kämpferischen und fortschritt-
lichen Bauern gehören zusammen.

Veranstaltung der MLPD in Berlin:
„Die globale Umweltkatastrophe und 
die Landwirtschaft!“
Mit Vortrag und Diskussion 
Freitag, 19. Januar 2024, 18.30 h, geöffnet 
ab 18 h. Eintritt 4 € / erm. 2 €, Es gibt einen 
selbst gekochten Eintopf und Getränke. 
Lübecker Straße 42, 10559 Berlin-Moabit, 
Nähe Turmstraße.

Riesige Wald- und Buschbrände, gigantische Sturzregen, absterbende Wälder, 
Dürrekatastrophen und Tornados – nahezu täglich ereilen uns Katastrophen-
meldungen. Eine Reihe unumkehrbarer Zerstörungs- und Selbstzerstörungs-
prozesse in der Natur entfalten sich. Sie stellen das Leben in immer mehr Re-
gionen in Frage. Die Hauptverantwortlichen sind nicht „wir alle“, sondern die 
führenden internationalen Großkonzerne. Auf der Jagd nach Maximalpro� t 
gehen sie gnadenlos über den dringend notwendigen Umweltschutz und akut 
gebotene Sofortmaßnahmen hinweg. Das Buch macht unmissverständlich 
klar – eine Rettung der Menschheit wird nicht mehr im Kapitalismus, son-
dern nur im echten Sozialismus möglich sein. Das vorliegende Buch ist der 
Ergänzungsband zu dem 2014 veröffentlichten Buch „Katastrophenalarm! 
Was tun gegen die mutwillige Zerstörung der Einheit von Mensch und Na-
tur?“ Der Ergänzungsband weist nach, dass viele der damaligen Prognosen 
schneller eingetreten sind als erwartet. Wir be� nden uns in einem Wettlauf 
mit der Zeit! 

NEUERSCHEINUNG Stefan Engel, Monika Gärtner-Engel, Gabi Fechtner

Die globale Umweltkatastrophe 
hat begonnen!
144 Seiten, 14,50 Euro

Ergänzungsband zum Buch Katastrophenalarm! 
Was tun gegen die mutwillige Zerstörung der 
Einheit von Mensch und Natur?

Gesamtband 29,00 Euro

Mediengruppe Neuer Weg

Bestellungen an www.people-to-people.de

oder vertrieb@neuerweg.de

„Es ist wichtig, dass die Arbeiter und 
Bauern zusammen kämpfen“ 

Ein 20jähriger Jungbauer meint bei der 
Protestaktion in Kirchhellen (NRW) am 8. Januar:

Bauern und Bürgergeldempfänger 
nicht gegenseitig ausspielen!

„Ich will der Regierung zeigen, dass 
es nicht so weitergeht, wie sie mit uns 
umgehen. Und dass diese Schulden, 
die sie aufb auen, nicht auf die Bür-
ger abgewälzt werden können. Es ist 
schwierig, sich mit der Landwirtschaft  
noch etwas aufzubauen oder eine Zu-
kunft  zu haben, wenn sie die ganze 

Zeit von oben nur drücken... Ich fi nde 
das ziemlich wichtig, dass die Arbei-
ter und Bauern zusammen kämpfen, 
weil alle haben irgendwo die gleichen 
Probleme. Die Regierung geht ja nicht 
nur auf die Landwirte los, sondern auf 
die ganze Bevölkerung.“

Auf einigen Rednerbühnen forderten 
Bauernverbandsfunktionäre, die Re-
gierung soll bei Migranten und Bür-
gergeldempfängern streichen, statt ar-
beitende Bauern zu belasten. Die an-
gebliche Faulheit der Sozialhilfeemp-
fänger ist genauso gelogen, wie die 
Behauptung, unsere Höfe hätten im 
letzten Jahr Rekordeinnahmen. Was 
ein Hof erwirtschaft et, muss er für 
mehr  Kosten abzweigen und auf alle 
Familienangehörige auft eilen. Von 
über 5,5 Millionen Bürgergeldemp-
fängern können oder dürfen knapp 4 
Millionen gar nicht arbeiten: wegen 
Alter, Gesundheit, Pfl ege von Ange-

hörigen usw. Fast 800.000 Menschen 
bekommen so wenig Lohn,  dass sie 
ergänzend Bürgergeld benötigen. Vie-
le Migranten, die ihre Heimat verlas-
sen mussten, waren früher selbst klei-
ne Bauern. An unserer Seite stärken 
sie den gemeinsamen Kampf für eine 
lebenswerte Zukunft . Gemeinsam 
sind wir stark! 


